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Neunzehnte Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten

der Gerichtsvollzieher
Vom 20. Mai 1999

Auf Grund von § 49 Absatz 3 Satz 1 des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der Fassung vom 16. Mai 1997 (Bundesgesetzblatt I
Seiten 1066, 2032), zuletzt geändert am 3. Dezember 1998
(Bundesgesetzblatt I Seite 3434), und der Verordnung über die
Weiterübertragung der Ermächtigung zum Erlaß von Rechts-
verordnungen nach § 49 Absatz 3 Satz 2 des Bundesbesol-
dungsgesetzes vom 14. November 1995 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 297) wird verordnet:

Einziger Paragraph
Die Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten der Ge-

richtsvollzieher vom 19. Dezember 1978 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 425), zuletzt geändert am
26. August 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 448), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Der Gebührenanteil wird für das Kalenderjahr 1997 auf
47 vom Hundert festgesetzt.“

2. § 3 Absatz 2 Satz 1 erster Halbsatz erhält folgende Fassung:
„Der Höchstbetrag der einem Gerichtsvollzieher zuste-
henden Gebührenanteile beträgt im Kalenderjahr 1997
29 500 DM ;“.

Hamburg, den 20. Mai 1999.
Die Justizbehörde
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zur Regelung der Sicherheitsüberprüfungen
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Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

A r t i k e l  1

Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen der Freien und Hansestadt Hamburg

(Hamburgisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz – HmbSÜG) 

I n h a l t s v e r z e i c h n i s
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Erster Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Anwendungsbereich und Zweck des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz regelt die Voraussetzungen und das Ver-
fahren zur Überprüfung von Personen, die von der zuständigen
Stelle mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut
werden sollen (Sicherheitsüberprüfung) oder bereits betraut
worden sind (Wiederholungsüberprüfung). Zweck dieses
Gesetzes ist es, im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbe-
dürftige oder sicherheitsempfindliche Tatsachen, Gegenstände
oder Erkenntnisse vor dem Zugang von Personen zu schützen,
bei denen ein Sicherheitsrisiko vorliegt.

(2) Eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit übt aus, wer

1. Zugang zu Verschlußsachen hat oder ihn sich verschaffen
kann, die STRENG GEHEIM, GEHEIM oder VS-
VERTRAULICH eingestuft sind,

2. Zugang zu entsprechenden Verschlußsachen über- oder
zwischenstaatlicher Einrichtungen und Stellen hat oder
ihn sich verschaffen kann, wenn eine Verpflichtung
besteht, nur sicherheitsüberprüfte Personen hierzu zu-
zulassen, 

3. in einer Behörde oder in einer der Aufsicht der Freien und
Hansestadt Hamburg unterstehenden juristischen Person
des öffentlichen Rechts oder in einem Teil von ihr tätig ist
oder werden soll, die auf Grund des Umfanges und der
Bedeutung dort anfallender Verschlußsachen oder auf
Grund ihrer Aufgabenstellung oder ihres herausgehobe-
nen politischen Gewichts durch Bestrebungen und Tätig-
keiten gemäß § 4 Hamburgisches Verfassungsschutzgesetz
(HmbVerfSchG) vom 7. März 1995 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 45), zuletzt geändert
am 27. August 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 438), als besonders gefährdet anzusehen
ist und von der zuständigen Behörde im Einvernehmen
mit der mitwirkenden Behörde ganz oder teilweise zum
Sicherheitsbereich erklärt worden ist,

4. in einem durch Rechtsverordnung des Senats gemäß § 33
bestimmten sicherheitsempfindlichen öffentlichen Be-
reich der Informations- und Kommunikationstechnik
Zugangsmöglichkeiten hat, sich verschaffen kann oder an
einer Stelle tätig ist oder werden soll, von der aus in erheb-
licher Weise in die ordnungsgemäße Funktion oder die
Integrität eines Systems der Informations- und Kommuni-
kationstechnik eingegriffen werden kann, sofern die Ein-
griffe durch technische und organisatorische Maßnahmen
zur Sicherung nicht verhindert werden können und die
drohenden Beeinträchtigungen die Sicherheit der Freien
und Hansestadt Hamburg gefährden oder ihren Interessen
schweren Schaden zufügen können,

5. an einer sicherheitsempfindlichen Stelle in einer durch
Rechtsverordnung des Senats gemäß § 33 bestimmten
lebens- und verteidigungswichtigen Einrichtung tätig 
ist oder werden soll. Lebenswichtig sind solche Einrich-
tungen, 

– deren Ausfall aufgrund ihrer kurzfristig nicht ersetz-
baren Produktion oder Dienstleistung die Versorgung
eines erheblichen Teils der Bevölkerung ernsthaft und
nachhaltig gefährden kann,

– die für das Funktionieren des Gemeinwesens unverzicht-
bar sind oder

– deren Zerstörung sich aufgrund der ihnen anhaftenden
betrieblichen Eigengefahr in besonderem Maße gesund-
heitsgefährdend auswirken kann.

Verteidigungswichtig sind Einrichtungen, die der Herstel-
lung oder Erhaltung der Verteidigungsbereitschaft und Ver-
teidigungsfähigkeit dienen, weil sie für das Funktionieren,
die Ausrüstung, Führung und Unterstützung der Bundes-
wehr und verbündeter Streitkräfte sowie für die Zivile
Verteidigung von wesentlicher Bedeutung sind.

§ 2

Betroffener Personenkreis

(1) Eine Person, die mit einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit betraut werden soll (Betroffene oder Betroffener), ist
vorher einer Sicherheitsüberprüfung zu unterziehen. Die
Sicherheitsüberprüfung bedarf der Zustimmung der Betroffe-
nen oder des Betroffenen, soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist. Eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit darf erst
nach Vollendung des 16. Lebensjahres übertragen werden. Auf
eine Sicherheitsüberprüfung nach diesem Gesetz soll verzich-
tet werden, wenn für die Betroffene oder den Betroffenen
bereits eine gleich- oder höherwertige Sicherheitsüberprüfung
durchgeführt worden ist und die Unterlagen verfügbar sind.

(2) Die Ehegattin oder der Ehegatte oder die Partnerin oder
der Partner, mit der oder mit dem die Betroffene oder der Be-
troffene in eheähnlicher Gemeinschaft lebt (Lebenspartnerin
oder Lebenspartner), soll, soweit sie oder er volljährig ist, in die
Sicherheitsüberprüfung nach den §§ 9 und 10 einbezogen wer-
den (einbezogene Personen; einzubeziehende Personen). Über
Ausnahmen entscheidet die zuständige Stelle. Im Falle der Ein-
beziehung ist die Zustimmung der einzubeziehenden Personen
erforderlich. Geht die Betroffene oder der Betroffene die Ehe
oder die eheähnliche Gemeinschaft während oder erst nach er-
folgter Sicherheitsüberprüfung ein, so ist die zuständige Stelle
zu unterrichten, um sie in die Lage zu versetzen, die Einbezie-
hung der einzubeziehenden Personen in die Sicherheitsüber-
prüfung nachzuholen. Das gleiche gilt bei später eintretender
Volljährigkeit der einzubeziehenden Personen.

(3) Wird die Zustimmung von der Betroffenen oder dem Be-
troffenen oder von einer in die Sicherheitsüberprüfung oder
Wiederholungsüberprüfung (§ 17 Absatz 2) einzubeziehenden
Person nicht erteilt, so ist die Sicherheitsüberprüfung oder
Wiederholungsüberprüfung undurchführbar. Die Betroffene
oder der Betroffene darf in diesem Fall nicht mit einer sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit, für die eine Sicherheitsüberprü-
fung oder Wiederholungsüberprüfung dieser Art gesetzlich
vorgesehen ist, betraut sein oder betraut werden. § 20 Absatz 2
Satz 4 bleibt unberührt.

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. die Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft,

2. die Präsidentin oder den Präsidenten des Hamburgischen
Verfassungsgerichts,

3. die Erste Bürgermeisterin oder den Ersten Bürgermeister,
die Senatorinnen oder Senatoren und Staatsrätinnen oder
Staatsräte der Senatsämter und Fachbehörden,

4. die Bezirksamtsleiterinnen oder die Bezirksamtsleiter der
Bezirksämter,

5. Richterinnen und Richter, soweit sie Aufgaben der Recht-
sprechung wahrnehmen,
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6. die Mitglieder des Rechnungshofes, soweit sie Aufgaben
der Rechnungsprüfung wahrnehmen,

7. die Hamburgische Datenschutzbeauftragte oder den
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten,

8. Präsidentinnen, Präsidenten, Rektorinnen oder Rektoren
von staatlichen Hochschulen der Freien und Hansestadt
Hamburg gemäß § 1 Absatz 1 Hamburgisches Hochschul-
gesetz in der Fassung vom 2. Juli 1991 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 249), zuletzt geändert
am 11. Juni 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 198),

9. die Oberfinanzpräsidentin oder den Oberfinanzpräsiden-
ten der Oberfinanzdirektion,

10. die Intendantin oder den Intendanten des Norddeutschen
Rundfunks.

Soweit sich diese Personen einer Sicherheitsüberprüfung frei-
willig unterziehen, findet dieses Gesetz sinngemäß Anwen-
dung.

§ 3

Zuständigkeit

(1) Zuständige Stelle für die Sicherheitsüberprüfung ist

1. die Behörde oder sonstige öffentliche Stelle der Freien und
Hansestadt Hamburg, die einer Person eine sicherheits-
empfindliche Tätigkeit zuweisen, übertragen oder sie dazu
ermächtigen will oder in deren Bereich sich die sicherheits-
empfindliche Stelle des öffentlichen Bereichs der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik befindet,

2. bei politischen Parteien nach Artikel 21 des Grundgesetzes
sowie deren Stiftungen die Parteien selbst,

3. für sicherheitsempfindliche Stellen von lebens- und 
verteidigungswichtigen öffentlichen Einrichtungen die
oberste Landesbehörde oder die Aufsichtsbehörde, die im
Einvernehmen mit der mitwirkenden Behörde auf Antrag
der jeweiligen Einrichtung die sicherheitsempfindlichen
Stellen bestimmt,

4. im übrigen die Behörde oder sonstige öffentliche Stelle der
Freien und Hansestadt Hamburg, die eine Verschlußsache
an eine nicht-öffentliche Stelle weitergeben will.

Die Aufgaben der zuständigen Stelle nach diesem Gesetz sind
von einer von der Personalverwaltung getrennten Organisa-
tionseinheit wahrzunehmen.

(2) Mitwirkende Behörde bei der Sicherheitsüberprüfung
ist das Landesamt für Verfassungsschutz nach § 4 Absatz 2
HmbVerfSchG.

(3) Die mitwirkende Behörde führt die Sicherheitsüber-
prüfungen für Bewerberinnen und Bewerber sowie Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des eigenen Dienstes nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes selbst durch.

§ 4

Verschlußsachen

(1) Verschlußsachen sind im öffentlichen Interesse 
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder
Erkenntnisse, unabhängig von ihrer Darstellungsform. Sie
werden entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit von einer
amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung eingestuft.

(2) Eine Verschlußsache ist

1. STRENG GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch
Unbefugte den Bestand oder lebenswichtige Interessen der
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder
gefährden kann,

2. GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eines
ihrer Länder gefährden oder ihren Interessen schweren
Schaden zufügen kann,

3. VS-VERTRAULICH, wenn die Kenntnisnahme durch
Unbefugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Länder schädlich sein kann,

4. VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH, wenn die
Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder
nachteilig sein kann.

§ 5

Sicherheitsrisiken,
sicherheitserhebliche Erkenntnisse

(1) Sicherheitsrisiken sind Umstände, die es aus Gründen
des staatlichen Geheimschutzes oder des Sabotageschutzes
verbieten, eine Betroffene oder einen Betroffenen mit einer
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu betrauen. Bei der Be-
urteilung sind die Umstände des Einzelfalls maßgebend. Ent-
scheidungen der zuständigen Stelle über die Betrauung oder
Nichtbetrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit,
Anordnungen nach § 7 Absatz 2 Satz 1 und Entscheidungen
über die Einleitung einer Wiederholungsüberprüfung nach 
§ 17 Absatz 2 Satz 2 dürfen nicht ausschließlich auf Informatio-
nen und Erkenntnisse gestützt werden, die unmittelbar durch
automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten ge-
wonnen wurden.

(2) Im Sinne dieses Gesetzes liegt ein Sicherheitsrisiko vor,
wenn tatsächliche Anhaltspunkte

1. Zweifel an der Zuverlässigkeit der Betroffenen oder des
Betroffenen bei der Wahrnehmung einer sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit begründen oder

2. eine besondere Gefährdung durch Anbahnungs- und Wer-
bungsversuche fremder Nachrichtendienste, insbesondere
die Besorgnis der Erpreßbarkeit, begründen oder

3. Zweifel am Bekenntnis der Betroffenen oder des Betroffe-
nen zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im
Sinne des Grundgesetzes oder am jederzeitigen Eintreten
für deren Erhaltung begründen.

Ein Sicherheitsrisiko kann auch aufgrund tatsächlicher
Anhaltspunkte bei den einbezogenen Personen vorliegen.

(3) Eine Erkenntnis ist sicherheitserheblich, wenn sich aus
ihr ein Anhaltspunkt für ein Sicherheitsrisiko ergibt.

§ 6

Rechte der Betroffenen oder des Betroffenen
und der einzubeziehenden Personen

(1) Vor Ablehnung der Zulassung zu einer sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit ist der Betroffenen oder dem Betroffe-
nen Gelegenheit zu geben, sich persönlich zu den für die
Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Die Betroffene
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oder der Betroffene kann zur Anhörung mit einer Rechts-
anwältin oder mit einem Rechtsanwalt erscheinen; auf dieses
Recht ist sie oder er rechtzeitig hinzuweisen. Die Anhörung
erfolgt in einer Weise, die den Quellenschutz gewährleistet und
den schutzwürdigen Interessen von Personen, die im Rahmen
einer Sicherheitsüberprüfung befragt wurden, Rechnung trägt.
Sie unterbleibt, wenn sie einen erheblichen Nachteil für die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes zur Folge hätte, ins-
besondere bei Sicherheitsüberprüfungen der Bewerberinnen
oder der Bewerber beim Landesamt für Verfassungsschutz. Die
Äußerungen der Betroffenen oder des Betroffenen sind zur
Sicherheitsakte und zur Sicherheitsüberprüfungsakte zu
nehmen.

(2) Liegen bei den einbezogenen Personen Anhaltspunkte
vor, die ein Sicherheitsrisiko begründen, ist ihr oder ihm Gele-
genheit zu geben, sich vor der Ablehnung der Zulassung der
Betroffenen oder des Betroffenen zu einer sicherheitsempfind-
lichen Tätigkeit persönlich zu den für die Entscheidung er-
heblichen Tatsachen zu äußern. Absatz 1 Sätze 2 bis 5 gilt
entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch im Falle der Ablehnung
einer Weiterbeschäftigung in einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit anzuwenden.

Zweiter Abschnitt

Überprüfungsarten und Durchführungsmaßnahmen

§ 7

Arten der Sicherheitsüberprüfung

(1) Entsprechend der vorgesehenen sicherheitsempfind-
lichen Tätigkeit wird entweder eine

1. einfache Sicherheitsüberprüfung (Ü 1) oder

2. erweiterte Sicherheitsüberprüfung (Ü 2) oder

3. erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermitt-
lungen (Ü 3)

durchgeführt.

(2) Ergeben sich bei der Sicherheitsüberprüfung sicherheits-
erhebliche Erkenntnisse, die nur durch Maßnahmen der
nächsthöheren Art der Sicherheitsüberprüfung geklärt werden
können, kann die zuständige Stelle mit Zustimmung der
Betroffenen oder des Betroffenen und der einbezogenen Person
die nächsthöhere Art der Sicherheitsüberprüfung anordnen. 
§ 12 Absatz 5 bleibt unberührt.

§ 8

Einfache Sicherheitsüberprüfung (Ü 1)

(1) Die einfache Sicherheitsüberprüfung (Ü 1) ist für Perso-
nen durchzuführen, die

1. Zugang zu VS-VERTRAULICH eingestuften Verschluß-
sachen erhalten sollen oder ihn sich verschaffen können,

2. Tätigkeiten in Bereichen nach § 1 Absatz 2 Nummer 3
oder an einer sicherheitsempfindlichen Stelle nach § 1
Absatz 2 Nummer 5 wahrnehmen sollen.

(2) In den Fällen von Absatz 1 Nummer 2 kann die zustän-
dige Stelle von der Sicherheitsüberprüfung absehen, wenn Art
oder Dauer der Tätigkeit dies zulassen.

§ 9

Erweiterte Sicherheitsüberprüfung (Ü 2)

Eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung (Ü 2) ist für Per-
sonen durchzuführen, die

1. Zugang zu GEHEIM eingestuften Verschlußsachen er-
halten sollen oder ihn sich verschaffen können,

2. Zugang zu einer hohen Anzahl VS-VERTRAULICH
eingestuften Verschlußsachen erhalten sollen oder ihn sich
verschaffen können,

3. Tätigkeiten in Bereichen oder an Stellen nach § 1 Absatz 2
Nummer 4 wahrnehmen sollen,

soweit nicht die zuständige Stelle im Einzelfall nach Art und
Dauer der Tätigkeit eine Sicherheitsprüfung nach § 8 (Ü 1) für
ausreichend hält. 

§ 10

Erweiterte Sicherheitsüberprüfung 
mit Sicherheitsermittlungen (Ü 3)

Eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheits-
ermittlungen (Ü 3) ist für Personen durchzuführen,

1. die Zugang zu STRENG GEHEIM eingestuften Ver-
schlußsachen erhalten sollen oder ihn sich verschaffen
können,

2. die Zugang zu einer hohen Anzahl GEHEIM eingestuften
Verschlußsachen erhalten sollen oder ihn sich verschaffen
können,

3. die beim Landesamt für Verfassungsschutz Hamburg oder
bei einer durch Rechtsverordnung des Senats gemäß § 33
bestimmten Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle der
Freien und Hansestadt Hamburg tätig werden und Auf-
gaben von vergleichbarer Sicherheitsempfindlichkeit
wahrnehmen sollen,

soweit nicht die zuständige Stelle im Einzelfall nach Art und
Dauer der Tätigkeit eine Sicherheitsüberprüfung nach § 8 (Ü 1)
oder § 9 (Ü 2) für ausreichend hält. 

§ 11

Datenerhebung

(1) Die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde
dürfen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz
erforderlichen Daten erheben. Die Betroffene oder der Betrof-
fene sowie die sonstigen zu befragenden Personen und nicht-
öffentlichen Stellen sind auf den Zweck der Erhebung, die
Auskunftspflichten nach diesem Gesetz und auf eine dienst-,
arbeitsrechtliche oder sonstige vertragliche Mitwirkungs-
pflicht, ansonsten auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzu-
weisen; bei Angaben zum Zweck der Erhebung gegenüber
Dritten sind die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen
oder des Betroffenen zu beachten. Bei Sicherheitsüberprüfun-
gen gemäß § 3 Absatz 3 kann die Angabe der erhebenden Stelle
gegenüber den sonstigen zu befragenden Personen oder nicht-
öffentlichen Stellen unterbleiben, wenn dies zum Schutz der
Betroffenen oder des Betroffenen oder des Landesamtes für
Verfassungsschutz erforderlich ist.

(2) Die zuständige Stelle erhebt die personenbezogenen
Daten bei der Betroffenen oder beim Betroffenen oder bei den
in die Sicherheitsüberprüfung einzubeziehenden Personen.
Reicht diese Erhebung nicht aus oder stehen ihr im Einzelfall
überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen oder
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des Betroffenen oder der einzubeziehenden Personen entgegen,
können andere geeignete Personen oder Stellen befragt werden.

(3) Stellt die zuständige Stelle aufgrund einer eigenen
Bewertung der ihr vorliegenden Erkenntnisse ein Sicherheits-
risiko fest, das der Betrauung mit einer sicherheitsempfind-
lichen Tätigkeit entgegensteht, ist die Einschaltung der
mitwirkenden Behörde zur weiteren Durchführung der Sicher-
heitsüberprüfung entbehrlich. § 19 HmbVerfSchG bleibt un-
berührt.

§ 12
Maßnahmen bei den einzelnen Überprüfungsarten

(1) Bei der Sicherheitsüberprüfung nach § 8 (Ü 1) trifft die
mitwirkende Behörde folgende Maßnahmen:

1. Sicherheitsmäßige Bewertung der Angaben in der Sicher-
heitserklärung unter Berücksichtigung der Erkenntnisse
der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der
Länder. Dazu können Anfragen an die nach § 6 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) vom 
20. Dezember 1990 mit der Änderung vom 20. April 1994
(Bundesgesetzblatt 1990 I Seite 2954, 1994 I Seite 867) in
der jeweils geltenden Fassung zulässigen Verbunddateien
über die in der Sicherheitserklärung genannten Personen
und Objekte gestellt werden,

2. Einholung einer unbeschränkten Auskunft aus dem
Bundeszentralregister,

3. Anfragen an das zuständige Landeskriminalamt über
Strafverfahren, strafrechtliche Ermittlungsverfahren und
sonstige sicherheitserhebliche Erkenntnisse, die im
Zusammenhang mit den Verfahren stehen und, soweit es
im Einzelfall sachdienlich erscheint, Anfragen an die
Grenzschutzdirektion, den Bundesnachrichtendienst und
den Militärischen Abschirmdienst.

Wird eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit voraussichtlich
nur kurzzeitig ausgeübt oder ist sie unaufschiebbar, reicht eine
Maßnahme nach Satz 1 Nummer 1 sowie eine Anfrage an das
zuständige Landeskriminalamt gemäß Satz 1 Nummer 3 aus.

(2) Bei der Sicherheitsüberprüfung nach § 9 (Ü 2) trifft die
mitwirkende Behörde zusätzlich zu Absatz 1 folgende Maß-
nahmen:

1. Anfragen unter Beteiligung der Landeskriminalämter an
die Polizeidienststellen der innegehabten Wohnsitze der
Betroffenen oder des Betroffenen, in der Regel beschränkt
auf die letzten fünf Jahre,

2. Prüfung der Identität der Betroffenen oder des Betroffenen.

Hinsichtlich der nach § 2 Absatz 2 einbezogenen Personen
trifft die mitwirkende Behörde die in den Absätzen 1 und 2
genannten Maßnahmen.

(3) Bei der Sicherheitsüberprüfung nach § 10 (Ü 3) kann die
mitwirkende Behörde zusätzlich zu den in der Sicherheits-
erklärung angegebenen Referenzpersonen weitere geeignete
Auskunftspersonen befragen, wenn Zweifel bestehen, ob die
Angaben der Betroffenen oder des Betroffenen zutreffen und
ob tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die auf ein Sicher-
heitsrisiko schließen lassen. Die Befragungsberichte haben
sich auf das für den Zweck der Sicherheitsüberprüfung er-
forderliche Maß zu beschränken.

(4) Die zuständige Stelle fragt zur Feststellung einer haupt-
amtlichen oder inoffiziellen Tätigkeit der Betroffenen oder des
Betroffenen oder der einbezogenen Person für den Staats-

sicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik bei dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokra-
tischen Republik an, 
1. wenn die Betroffene oder der Betroffene oder die einbe-

zogene Person vor dem 1. Januar 1970 geboren wurde und
in dem Gebiet der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik wohnhaft war oder 

2. Anhaltspunkte für eine Tätigkeit für den Staatssicher-
heitsdienst der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik vorliegen. 

Ergibt die Anfrage sicherheitserhebliche Erkenntnisse,
übermittelt die zuständige Stelle diese zur Bewertung an die
mitwirkende Behörde. Das Landesamt für Verfassungsschutz
kann als zuständige Stelle bei Bewerberinnen und Bewerbern
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im eigenen Bereich in
begründeten Einzelfällen auch dann Anfragen an den Bundes-
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik richten,
wenn die in Satz 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen;
die Gründe der Anfrage sind aktenkundig zu machen.

(5) Soweit es eine sicherheitserhebliche Erkenntnis erfor-
dert und die Befragung der Betroffenen oder des Betroffenen
oder der einbezogenen Personen nicht ausreicht oder ihr im
Einzelfall überwiegende schutzwürdige Interessen entgegen-
stehen, kann die mitwirkende Behörde neben den Maßnahmen
nach den Absätzen 1 bis 3 weitere geeignete Auskunftspersonen
oder andere geeignete Stellen, insbesondere Staatsanwaltschaf-
ten oder Gerichte, befragen oder Einzelmaßnahmen der
nächsthöheren Art der Sicherheitsüberprüfung durchführen.
Die Gründe für Befragungen und Einzelmaßnahmen sind
aktenkundig zu machen. Anfragen bei ausländischen öffent-
lichen Stellen sind im Einvernehmen mit dem Bundesamt für
Verfassungsschutz und nur mit Zustimmung des Präses der zu-
ständigen Behörde oder der von ihm besonders ermächtigten
Bediensteten der mitwirkenden Behörde zulässig.

Dritter Abschnitt

Verfahren

§ 13

Sicherheitserklärung

(1) In der Sicherheitserklärung sind von der Betroffenen
oder von dem Betroffenen anzugeben:

1. Namen, auch frühere, Vornamen,

2. Geburtsdatum, -ort,

3. Staatsangehörigkeit, auch frühere und doppelte Staats-
angehörigkeiten,

4. Familienstand,

5. Wohnsitze und Aufenthalte von längerer Dauer als zwei
Monate, und zwar im Inland in den vergangenen fünf
Jahren, im Ausland ab dem 18. Lebensjahr,

6. ausgeübter Beruf,

7. Arbeitgeberin oder Arbeitgeber und deren oder dessen
Anschrift,

8. Anzahl der Kinder,
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9. im Haushalt lebende Personen über 18 Jahre (Namen, auch
frühere, Vornamen, Geburtsdatum und Geburtsort und
Verhältnis zu dieser Person),

10. Eltern, Stief- oder Pflegeeltern (Namen, auch frühere, Vor-
namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit
und Wohnsitz),

11. Ausbildungs- und Beschäftigungszeiten, Wehr- oder Zivil-
dienstzeiten mit Angabe der Ausbildungsstätten, Beschäf-
tigungsstellen sowie deren Anschriften,

12. Nummer des Personalausweises oder Reisepasses,

13. Angaben über in den vergangenen fünf Jahren durch-
geführte Zwangsvollstreckungsmaßnahmen und, ob zur
Zeit die finanziellen Verpflichtungen erfüllt werden
können,

14. Kontakte zu ausländischen Nachrichtendiensten oder zu
Nachrichtendiensten der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik, die auf einen Anbahnungs- oder
Werbungsversuch hindeuten können, und sonstige
Kontakte zu Nachrichtendiensten von Staaten, für die
besondere Sicherheitsregelungen gelten,

15. Beziehungen zu verfassungsfeindlichen Organisationen,

16. Beziehungen zu Organisationen, die von ihren Anhänge-
rinnen oder Anhängern unbedingten Gehorsam verlangen
oder die unbedingte Ausrichtung auf bestimmte Lehren
oder Grundsätze erwarten und deshalb die Betroffene oder
den Betroffenen in Konflikt mit ihrer oder seiner Ver-
schwiegenheitspflicht oder den Anforderungen der von ihr
oder ihm ausgeübten sicherheitsempfindlichen Tätigkeit
führen können,

17. anhängige Straf- und Disziplinarverfahren,

18. Angaben zu Wohnsitzen, Aufenthalten, Reisen, nahen An-
gehörigen und sonstigen Beziehungen in und zu Staaten,
in denen nach Feststellung der zuständigen Behörde be-
sondere Sicherheitsrisiken für die mit sicherheitsempfind-
licher Tätigkeit befaßten Personen zu besorgen sind,

19. drei Referenzpersonen (Namen, Vornamen, Beruf, beruf-
liche und private Anschrift und Rufnummern sowie zeit-
licher Beginn der Bekanntschaft) nur bei einer Sicher-
heitsüberprüfung nach § 10 (Ü 3),

20. Angaben zu früheren Sicherheitsüberprüfungen,

21. gesonderte Erklärungen an die zuständige Stelle oder die
mitwirkende Behörde.

Bei einer Sicherheitsüberprüfung gemäß §§ 9 (Ü 2) und 10 
(Ü 3) sind auf Anforderung der zuständigen Stelle oder der mit-
wirkenden Behörde zwei aktuelle Lichtbilder mit der Angabe
des Jahres der Aufnahme beizufügen und zwei Auskunftsperso-
nen (Namen, Vornamen, Anschrift und Verhältnis zur Person)
zur Identitätsprüfung der Betroffenen oder des Betroffenen
anzugeben.

(2) Bei der Sicherheitsüberprüfung nach § 8 (Ü 1) entfallen
die Angaben zu Absatz 1 Satz 1 Nummern 8, 11 und 12; Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 10 entfällt, soweit die dort genannten
Personen nicht in einem Haushalt mit der Betroffenen oder
dem Betroffenen leben. Von den einzubeziehenden Personen
sind mit ihrem Einverständnis die in Absatz 1 Satz 1 Nummern
1 bis 4 und 14 bis 16 genannten Daten anzugeben. Ergeben sich
aus der Sicherheitserklärung oder aufgrund der Abfrage
aus einer der in § 6 BVerfSchG genannten Verbunddateien

sicherheitserhebliche Erkenntnisse über diese Personen, sind
weitere Überprüfungsmaßnahmen nur zulässig, wenn sie mit
ihrer Zustimmung in die erweiterte Sicherheitsüberprüfung
einbezogen werden. Bei der Sicherheitsüberprüfung nach § 12
Absatz 1 Satz 2 (Ü 1) sind nur die Angaben nach Absatz 1
Satz 1 Nummern 1 bis 3, 5 bis 7, 14 bis 16 erforderlich.

(3) Werden die einzubeziehenden Personen in die Sicher-
heitsüberprüfung einbezogen, so sind zusätzlich die in Absatz 1
Satz 1 Nummern 5 bis 7, 12, 13 und 17 genannten Daten an-
zugeben. Die Angaben können auch in einer gesonderten
Erklärung erfolgen; hierauf sind die einzubeziehenden 
Personen hinzuweisen.

(4) Bei Sicherheitsüberprüfungen gemäß § 3 Absatz 3 sind
zusätzlich die Wohnsitze seit der Geburt, die Geschwister und
abgeschlossene Straf- und Disziplinarverfahren sowie alle
Kontakte zu ausländischen Nachrichtendiensten oder zu
Nachrichtendiensten der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik anzugeben.

(5) Die Betroffene oder der Betroffene kann Angaben
verweigern, die für sie oder für ihn, eine nahe Angehörige oder
einen nahen Angehörigen im Sinne von § 52 Absatz 1 der Straf-
prozeßordnung oder die Lebenspartnerin oder den Lebens-
partner die Gefahr strafrechtlicher oder disziplinarischer Ver-
folgung, der Entlassung, Kündigung oder Rücknahme einer
beamtenrechtlichen Ernennung begründen könnten. Satz 1
findet auch dann Anwendung, wenn die Beziehung zu der
Lebenspartnerin oder dem Lebenspartner nicht mehr besteht.
Über das Verweigerungsrecht ist die Betroffene oder der
Betroffene zu belehren. Für Angaben einbezogener Personen
gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.

(6) Die Sicherheitserklärung ist von der Betroffenen oder
von dem Betroffenen der zuständigen Stelle zuzuleiten. Sie
prüft die Angaben der Betroffenen oder des Betroffenen auf
ihre Vollständigkeit und Richtigkeit. Zu diesem Zweck können
die Personalakten eingesehen werden. Die zuständige Stelle
leitet die Sicherheitserklärung an die mitwirkende Behörde
weiter und beauftragt diese, eine Sicherheitsüberprüfung
durchzuführen, es sei denn, die zuständige Stelle hat bereits bei
der Prüfung der Sicherheitserklärung festgestellt, daß ein
Sicherheitsrisiko vorliegt, das einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit entgegensteht. Die mitwirkende Behörde kann mit
Zustimmung der zuständigen Stelle und der Betroffenen oder
des Betroffenen in die Personalakte Einsicht nehmen und In-
formationen übermittelt bekommen, wenn dies zur Klärung
oder Beurteilung sicherheitserheblicher Erkenntnisse unerläß-
lich ist.

§ 14

Abschluß der Sicherheitsüberprüfung

(1) Kommt die mitwirkende Behörde zu dem Ergebnis, daß
kein Sicherheitsrisiko vorliegt, so teilt sie dies der zuständigen
Stelle mit. Fallen Erkenntnisse an, die kein Sicherheitsrisiko
begründen, aber weiterhin sicherheitserheblich sind, so
werden diese mitgeteilt.

(2) Eine Betroffene oder ein Betroffener, die oder der
Zugang zu Verschlußsachen mit den Geheimhaltungsgraden
STRENG GEHEIM, GEHEIM oder VS-VERTRAULICH
erhalten soll oder sich verschaffen kann, ist nach einer Sicher-
heitsüberprüfung und dem Ergebnis, daß keine Sicherheitsrisi-
ken vorliegen oder erkennbar sind, von der zuständigen Stelle
zu belehren und zur Geheimhaltung zu verpflichten. Dies gilt
nicht für Betroffene nach § 12 Absatz 1 Satz 2.

(3) Kommt die mitwirkende Behörde zu dem Ergebnis, daß
ein Sicherheitsrisiko vorliegt, unterrichtet sie schriftlich unter
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Darlegung der wesentlichen Gründe und ihrer Bewertung die
zuständige Stelle. Die zuständige Stelle entscheidet, ob ein
Sicherheitsrisiko vorliegt. Im Zweifel hat das Sicherheitsinter-
esse Vorrang vor anderen Belangen. § 6 Absätze 1 und 2 ist zu
beachten. 

(4) Lehnt die zuständige Stelle die Betrauung mit der
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ab, teilt sie dies der Betrof-
fenen oder dem Betroffenen auf Antrag schriftlich mit. § 6
Absatz 1 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 15

Vorläufige Zuweisung einer sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeit oder Tätigkeit in 

einem sicherheitsempfindlichen Bereich

(1) Die zuständige Stelle kann in Ausnahmefällen abwei-
chend von § 2 Absatz 1 die sicherheitsempfindliche Tätigkeit
der Betroffenen oder des Betroffenen vor Abschluß der Sicher-
heitsüberprüfung erlauben, wenn die mitwirkende Behörde

1. bei der einfachen Sicherheitsüberprüfung (Ü 1) die Anga-
ben in der Sicherheitserklärung unter Berücksichtigung
der eigenen Erkenntnisse bewertet hat oder

2. bei der erweiterten Sicherheitsüberprüfung (Ü 2) und bei
der erweiterten Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitser-
mittlungen (Ü 3) die Maßnahmen der nächstniederen Art
der Sicherheitsüberprüfung abgeschlossen hat

und sich daraus keine tatsächlichen Anhaltspunkte für ein
Sicherheitsrisiko ergeben haben.

(2) Die zuständige Stelle kann in Ausnahmefällen abwei-
chend von § 2 Absatz 1 die sicherheitsempfindliche Tätigkeit
der Betroffenen oder des Betroffenen vor Abschluß der Sicher-
heitsüberprüfung erlauben, wenn die Tätigkeit kurzzeitig oder
unaufschiebbar ist und die Datenerhebung gemäß § 13 Absatz 2
Satz 4 erfolgt ist.

§ 16

Sicherheitserhebliche Erkenntnisse nach
Abschluß der Sicherheitsüberprüfung

(1) Die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde
haben sich unverzüglich gegenseitig zu unterrichten, wenn
sicherheitserhebliche Erkenntnisse über die Betroffene oder
den Betroffenen oder in die Sicherheitsüberprüfung einbezoge-
nen Personen bekannt werden. Gleiches gilt, soweit sich mit-
geteilte Erkenntnisse als unrichtig erweisen oder sich weitere
Erkenntnisse ergeben, durch die der Aussagewert der mitge-
teilten Informationen für die sicherheitsmäßige Beurteilung
geändert werden könnte.

(2) Die mitwirkende Behörde prüft die sicherheitserhebli-
chen Erkenntnisse, stellt fest, ob ein Sicherheitsrisiko nach § 5
vorliegt und unterrichtet die zuständige Stelle über das Ergeb-
nis der Prüfung. Im übrigen ist § 14 Absätze 3 und 4 entspre-
chend anzuwenden.

§ 17

Ergänzung der Sicherheitserklärung
und Wiederholungsüberprüfung

(1) Die Sicherheitserklärung ist der Betroffenen oder dem
Betroffenen, die oder der eine sicherheitsempfindliche
Tätigkeit ausübt, in der Regel alle fünf Jahre erneut von der 
zuständigen Stelle zuzuleiten und im Falle eingetretener
Veränderungen von der Betroffenen oder von dem Betroffenen
zu ergänzen.

(2) Bei sicherheitsempfindlichen Tätigkeiten nach § 10 
(Ü 3) ist in der Regel darüber hinaus im Abstand von zehn Jah-
ren eine Wiederholungsüberprüfung von der zuständigen Stelle
einzuleiten. Im übrigen kann sie eine Wiederholungsüber-
prüfung einleiten, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse
dies nahelegen. Das Verfahren bei der Wiederholungsüber-
prüfung entspricht dem der Erstüberprüfung; die mitwirkende
Behörde kann von einer erneuten Identitätsprüfung absehen.
Die Wiederholungsüberprüfung erfolgt nur mit Zustimmung
der Betroffenen oder des Betroffenen, soweit gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist, und mit Zustimmung der einzubeziehen-
den Personen, falls sie einbezogen werden.

Vierter Abschnitt

Akten über die Sicherheitsüberprüfung;
Datenverarbeitung

§ 18

Sicherheitsakte und Sicherheitsüberprüfungsakte

(1) Die zuständige Stelle führt über die Betroffene oder den
Betroffenen eine Sicherheitsakte, in die alle die Sicherheits-
überprüfung betreffenden Informationen aufzunehmen sind.

(2) Informationen über die persönlichen, dienstlichen und
arbeitsrechtlichen Verhältnisse der Personen, die mit einer
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut sind, sind zur
Sicherheitsakte zu nehmen, soweit sie für die sicherheits-
mäßige Beurteilung erheblich sind. Dazu zählen insbesondere:

1. Zuweisung, Übertragung einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit, die dazu erteilte Ermächtigung, die Belehrung
und Verpflichtung sowie deren Änderungen und Beendi-
gung,

2. Umsetzung, Abordnung, Versetzung und Ausscheiden,

3. Änderungen des Familienstandes, des Namens, eines
Wohnsitzes und der Staatsangehörigkeit,

4. Anhaltspunkte für Überschuldung, insbesondere Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlüsse,

5. Anhaltspunkte für geistige oder seelische Störungen sowie
für Alkohol-, Drogen- oder Medikamentenmißbrauch,

6. Straf- und Disziplinarsachen sowie dienst- und arbeits-
rechtliche Maßnahmen.

Soweit diese Informationen in der personalverwaltenden Stelle
anfallen, sind sie der zuständigen Stelle mitzuteilen. Vor einer
Mitteilung gibt die personalverwaltende Stelle der Betroffenen
oder dem Betroffenen Gelegenheit, sich persönlich zu den
Informationen zu äußern; § 6 Absatz 1 Sätze 3 und 4 gilt ent-
sprechend. Die Äußerung der Betroffenen oder des Betroffenen
ist den mitzuteilenden Informationen beizufügen. Erweisen
sich die mitgeteilten Informationen als unrichtig oder ergeben
sich weitere Erkenntnisse, durch die der Aussagewert der mit-
geteilten Informationen für die sicherheitsmäßige Beurteilung
geändert werden könnte, so unterrichtet die personalverwal-
tende Stelle unverzüglich die zuständige Stelle.

(3) Die Sicherheitsakte ist keine Personalakte. Sie ist geson-
dert zu führen und darf weder der personalverwaltenden Stelle
noch der Betroffenen oder dem Betroffenen zugänglich
gemacht werden; § 23 Absatz 2 bleibt unberührt. Im Falle des
Wechsels der Dienststelle oder des Dienstherrn sind die Unter-
lagen aus der Sicherheitsakte nach dorthin abzugeben, soweit
dies im Hinblick auf eine dort auszuübende sicherheits-
empfindliche Tätigkeit erforderlich und eine Trennung der
Unterlagen möglich ist.
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(4) Die mitwirkende Behörde führt über die Betroffene oder
den Betroffenen eine Sicherheitsüberprüfungsakte, in die auf-
zunehmen sind:

1. Informationen, die die Sicherheitsüberprüfung, die durch-
geführten Maßnahmen und das Ergebnis betreffen,

2. das Ausscheiden aus oder die Nichtaufnahme der sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit,

3. Änderungen des Familienstandes, des Namens, eines
Wohnsitzes und der Staatsangehörigkeit.

Die in Absatz 2 Satz 2 Nummern 4 bis 6 genannten Daten und
die hierauf bezogenen Äußerungen der Betroffenen oder des
Betroffenen sind zur Sicherheitsüberprüfungsakte zu nehmen,
wenn sie sicherheitserheblich sind.

(5) Die Sicherheitserklärung ist sowohl Bestandteil der
Sicherheitsakte als auch der Sicherheitsüberprüfungsakte.

(6) Die zuständige Stelle ist verpflichtet, die in Absatz 4 
Satz 1 Nummern 2 und 3 und Satz 2 genannten Daten unver-
züglich der mitwirkenden Behörde zu übermitteln. 

(7) Für die Sicherheitsüberprüfungsakte ist Absatz 3 Sätze 1
und 2 entsprechend anzuwenden. Im Falle des Wechsels der
Dienststelle oder des Dienstherrn sind die Unterlagen aus der
Sicherheitsüberprüfungsakte auf Anforderung an die zustän-
dige mitwirkende Behörde abzugeben, soweit dies im Hinblick
auf eine dort auszuübende sicherheitsempfindliche Tätigkeit
erforderlich und eine Trennung der Unterlagen möglich ist.

(8) Im Falle des § 3 Absatz 3 werden die Unterlagen der
Sicherheitsakte und der Sicherheitsüberprüfungsakte in einer
Akte geführt.

§ 19

Aufbewahrung und Vernichtung der Unterlagen

(1) Die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung sind
gesondert aufzubewahren und gegen unbefugten Zugriff zu
schützen.

(2) Die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung sind
bei der zuständigen Stelle innerhalb eines Jahres zu vernichten,
wenn die Betroffene oder der Betroffene keine sicherheitsemp-
findliche Tätigkeit aufnimmt, es sei denn, die Betroffene oder
der Betroffene willigt in die weitere Aufbewahrung ein. Im
übrigen sind die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung
bei der zuständigen Stelle fünf Jahre nach dem Ausscheiden aus
der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu vernichten, es sei
denn, daß 

1. die Betroffene oder der Betroffene in die weitere Auf-
bewahrung einwilligt oder 

2. beabsichtigt ist, der Betroffenen oder dem Betroffenen in
absehbarer Zeit erneut eine sicherheitsempfindliche Tätig-
keit zuzuweisen, zu übertragen oder sie oder ihn dazu zu
ermächtigen. 

Willigen in den Fällen des Satzes 1 oder des Satzes 2 Nummer 1
die einbezogenen Personen in die weitere Aufbewahrung nicht
ein, sind die Unterlagen über die einbezogenen Personen zu
vernichten, oder, soweit dies nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand möglich ist, unkenntlich zu machen.

(3) Die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung bei der
mitwirkenden Behörde sind nach den in § 22 Absatz 1 Num-
mer 2 genannten Fristen zu vernichten. Gleiches gilt bezüglich
der Unterlagen gemäß der nach § 3 Absatz 3 durchgeführten

Sicherheitsüberprüfungen. Soweit die mitwirkende Behörde
Daten über einbezogene Personen außerhalb automatisierter
Dateien verarbeitet hat, gilt Absatz 2 Satz 3 entsprechend.

(4) Das Hamburgische Archivgesetz vom 21. Januar 1991
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 7) findet
auf die Unterlagen der Sicherheitsüberprüfung keine Anwen-
dung.

§ 20

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Die zuständige Stelle darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben
nach diesem Gesetz 

1. die in § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 6 genannten
personenbezogenen Daten, ihre Aktenfundstelle und die
der mitwirkenden Behörde, 

2. die Beschäftigungsstelle und 

3. Verfügungen zur Bearbeitung des Vorgangs einschließlich
des in § 22 Absatz 1 Nummer 1 genannten Zeitpunkts und
beteiligte Behörden 

in Dateien verarbeiten. 

(2) Die mitwirkende Behörde darf zur Erfüllung ihrer
Aufgaben

1. die in § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 6 genannten
personenbezogenen Daten der Betroffenen oder des
Betroffenen und der in die Sicherheitsüberprüfung einbe-
zogenen Personen und die Aktenfundstelle,

2. Verfügungen zur Bearbeitung des Vorgangs einschließlich
des in § 22 Absatz 1 Nummer 2 genannten Zeitpunkts
sowie

3. sicherheitserhebliche Erkenntnisse und Erkenntnisse, die
ein Sicherheitsrisiko begründen,

in Dateien verarbeiten. Die Daten nach Satz 1 Nummer 1 dür-
fen auch in den nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes
zulässigen Verbunddateien verarbeitet werden. Die Daten über
die einbezogenen Personen dürfen ohne Einwilligung dieser
Personen nicht in automatisierten Dateien gespeichert werden.
Wird die erforderliche Einwilligung nicht erteilt oder wird sie
widerrufen, so steht dies der Durchführung oder Fortsetzung
einer Sicherheitsüberprüfung oder Wiederholungsüberprü-
fung nicht entgegen und darf auch nicht in sonstiger Weise zum
Nachteil der Betroffenen oder des Betroffenen berücksichtigt
werden; hierauf sind die einbezogenen Personen hinzuweisen.

§ 21

Übermittlung und Zweckbindung

(1) Die im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung gespeicher-
ten personenbezogenen Daten dürfen von der zuständigen
Stelle oder mitwirkenden Behörde nur für

1. die mit der Sicherheitsüberprüfung verfolgten Zwecke,

2. Zwecke der Verfolgung der in § 2 Absatz 1 Satz 1 des
Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz und der in § 129 a des
Strafgesetzbuches bezeichneten Straftaten,

3. Zwecke parlamentarischer Untersuchungsausschüsse der
Hamburgischen Bürgerschaft, bei Untersuchungsaus-
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schüssen des Bundestages oder der gesetzgebenden Kör-
perschaften eines anderen Landes, soweit der anfordernde
Untersuchungsausschuß den erforderlichen Daten- und
Geheimschutz rechtswirksam gewährleistet hat,

in dem erforderlichen Umfang genutzt und übermittelt werden.
Die Strafverfolgungsbehörden dürfen die ihnen nach Satz 1
Nummer 2 übermittelten Daten für Zwecke eines Strafver-
fahrens nur verwenden, wenn die Strafverfolgung auf andere
Weise erheblich weniger erfolgversprechend oder wesentlich
erschwert wäre. Vor einer Datenübermittlung nach Satz 1
Nummer 3 ist die Betroffene oder der Betroffene anzuhören,
soweit hierdurch der Untersuchungszweck nicht gefährdet
wird; § 6 Absatz 1 Sätze 2 bis 5 gilt entsprechend. Die zu-
ständige Stelle darf die gespeicherten personenbezogenen
Daten darüber hinaus für Zwecke der disziplinarrechtlichen
Verfolgung sowie dienst- oder arbeitsrechtlicher Maßnahmen
nutzen und übermitteln, soweit dies zur Gewährleistung des
Verschlußsachenschutzes erforderlich ist. Die mitwirkende
Behörde darf die gespeicherten personenbezogenen Daten
darüber hinaus im Rahmen des erforderlichen Umfangs nutzen
und übermitteln zur Aufklärung von sicherheitsgefährdenden
oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht
oder von Bestrebungen, die darauf gerichtet sind, Gewalt anzu-
wenden oder Gewaltanwendung vorzubereiten.

(2) Die Übermittlung der nach § 20 in Dateien gespeicher-
ten Daten ist nur zulässig, soweit sie für die Erfüllung der in
Absatz 1 genannten Zwecke erforderlich ist. Die nach § 20 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 gespeicherten Daten dürfen zur
Erfüllung aller Zwecke des Verfassungsschutzes genutzt und
übermittelt werden.

(3) Die mitwirkende Behörde darf personenbezogene Daten
nach den Absätzen 1 und 2 nur an öffentliche Stellen über-
mitteln.

(4) Die Nutzung oder Übermittlung unterbleibt, soweit
gesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen.

(5) Die Empfänger dürfen die übermittelten Daten nur für
den Zweck verarbeiten, zu deren Erfüllung sie übermittelt
werden, und zum Zweck der Strafverfolgung gemäß Absatz 1
Satz 1 Nummer 2. Eine nicht-öffentliche Stelle ist darauf
hinzuweisen. 

§ 22

Berichtigung, Löschung und Sperrung 
personenbezogener Daten

(1) In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind
zu löschen

1. von der zuständigen Stelle

a) innerhalb eines Jahres, wenn die Betroffene oder der
Betroffene keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit
aufnimmt, es sei denn, die Betroffene oder der Betroffene
willigt in die weitere Speicherung ein,

b) nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Ausscheiden 
der Betroffenen oder des Betroffenen aus der sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit, es sei denn, die Betroffene oder
der Betroffene willigt in die weitere Speicherung ein oder
es ist beabsichtigt, der Betroffenen oder dem Betroffenen
in absehbarer Zeit eine sicherheitsempfindliche Tätig-
keit zuzuweisen, zu übertragen oder sie oder ihn dazu zu
ermächtigen,

2. von der mitwirkenden Behörde 

a) innerhalb eines Jahres, wenn die Betroffene oder der
Betroffene keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit
aufnimmt, es sei denn, die Betroffene oder der Betroffene
willigt in die weitere Speicherung ein,

b) bei den Sicherheitsüberprüfungen Ü 1 und Ü 2 nach
Ablauf von fünf Jahren, bei Ü 3 nach Ablauf von zehn
Jahren nach dem Ausscheiden der Betroffenen oder des
Betroffenen aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit,
es sei denn, die Betroffene oder der Betroffene willigt in
die weitere Speicherung ein oder es ist beabsichtigt, ihr
oder ihm in absehbarer Zeit eine sicherheitsempfindliche
Tätigkeit zuzuweisen, zu übertragen oder sie oder ihn
dazu zu ermächtigen,

c) die nach § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 gespeicherten
Daten, wenn feststeht, daß die Betroffene oder der
Betroffene keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit
aufnimmt oder aus ihr ausgeschieden ist,

d) unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats,
nachdem eine einbezogene Person die Einwilligung zur
Verarbeitung ihrer Daten in automatisierten Dateien
widerrufen hat, die Daten zu dieser Person.

(2) Im übrigen gilt für die Berichtigung, Sperrung und
Löschung § 19 Absätze 1 bis 3, 5 und 6 des Hamburgischen
Datenschutzgesetzes vom 5. Juli 1990 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seiten 133, 165, 226), zuletzt geändert
am 18. März 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 76). 

§ 23

Auskunft über gespeicherte personenbezogene Daten, 
Akteneinsicht und Widerspruchsrecht

(1) Für die Auskunftserteilung gilt § 18 des Hamburgischen
Datenschutzgesetzes.

(2) Die zuständige Stelle gewährt einer auskunftser-
suchenden Person Einsicht in die Sicherheitsakte, soweit eine
Auskunft für die Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen
nicht ausreicht und sie hierfür auf die Einsichtnahme ange-
wiesen ist. § 18 Absätze 2 bis 6 des Hamburgischen Daten-
schutzgesetzes gilt entsprechend. Ein Anspruch auf Einsicht in
die Sicherheitsüberprüfungsakten der mitwirkenden Behörde
besteht nicht.

(3) Die Betroffene oder der Betroffene können einer
Kontrolle durch die Hamburgische Datenschutzbeauftragte
oder den Hamburgischen Datenschutzbeauftragten nach 
§ 23 Absatz 1 des Hamburgischen Datenschutzgesetzes im
Hinblick der auf sie bezogenen Daten in den Sicherheitsakten
der zuständigen Stelle und den Sicherheitsüberprüfungsak-
ten der mitwirkenden Behörde im Einzelfall gegenüber 
der Hamburgischen Datenschutzbeauftragten oder dem 
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten widersprechen. 
Unbeschadet des Kontrollrechts der Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten oder des Hamburgischen Datenschutz-
beauftragten unterrichtet die zuständige Stelle und die
mitwirkende Behörde die in Satz 1 genannten Personen in
allgemeiner Form über das ihnen zustehende Widerspruchs-
recht.
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Fünfter Abschnitt

Sonderregelungen bei Sicherheitsüberprüfungen
für nicht-öffentliche Stellen

§ 24

Anwendungsbereich

(1) Bei Sicherheitsüberprüfungen von Betroffenen, die von
der zuständigen Stelle zu einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit bei einer nicht-öffentlichen Stelle ermächtigt werden
sollen, gelten die auf Sicherheitsüberprüfungen für öffentliche
Stellen anwendbaren Vorschriften, soweit sich aus den
folgenden Regelungen nichts anderes ergibt. Soweit die nicht-
öffentliche Stelle an der Datenverarbeitung für Zwecke der
Sicherheitsüberprüfung beteiligt wird, gilt sie als öffentliche
Stelle.

(2) Die Aufgaben der zuständigen Stelle nach diesem
Abschnitt werden vom Landesamt für Verfassungsschutz
wahrgenommen, soweit nicht im Einvernehmen mit ihm eine
andere Behörde die Aufgabe als zuständige Stelle wahrnimmt.
Die Entscheidung nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 für
sicherheitsempfindliche Stellen von nicht-öffentlichen lebens -
und verteidigungswichtigen Einrichtungen trifft die mitwir-
kende Behörde im Einvernehmen mit der obersten Landes-
behörde oder Aufsichtsbehörde.

§ 25

Aufgaben der nicht-öffentlichen Stelle

Die Aufgaben der nicht-öffentlichen Stelle nach diesem
Gesetz sind grundsätzlich von einer von der Personalver-
waltung getrennten Organisationseinheit wahrzunehmen. Die
zuständige Stelle kann Ausnahmen zulassen, wenn die nicht-
öffentliche Stelle sich verpflichtet, Informationen, die ihr im
Rahmen der Sicherheitsüberprüfung bekannt werden, nur für
solche Zwecke zu gebrauchen, die mit der Sicherheitsüber-
prüfung verfolgt werden.

§ 26

Sicherheitserklärung

(1) Abweichend von § 13 Absatz 6 leitet die Betroffene oder
der Betroffene ihre oder seine Sicherheitserklärung der nicht-
öffentlichen Stelle zu, in der sie oder er beschäftigt ist. Im Falle
der Einbeziehung von einzubeziehenden Personen nach § 2
Absatz 2 fügt sie oder er deren oder dessen Zustimmung bei.
Die nicht-öffentliche Stelle prüft die Vollständigkeit und Rich-
tigkeit der Angaben und darf, soweit dies erforderlich ist, die
Personalunterlagen beiziehen. Sie gibt die Sicherheitser-
klärung an die zuständige Stelle weiter und teilt dieser vorhan-
dene sicherheitserhebliche Erkenntnisse mit.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Betroffene oder der
Betroffene ihre oder seine Sicherheitserklärung unmittelbar
der zuständigen Stelle zuleiten; darüber ist die Betroffene oder
der Betroffene zu belehren. In diesem Fall prüft die zuständige
Stelle die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben unter
Berücksichtigung sicherheitserheblicher Erkenntnisse, die ihr
von der nicht-öffentlichen Stelle übermittelt worden sind.
Verfährt die Betroffene oder der Betroffene nach Satz 1, so darf
diese Tatsache weder bei der Sicherheitsüberprüfung oder
Wiederholungsüberprüfung noch im Rahmen des Dienst- oder
Arbeitsverhältnisses mit der nicht-öffentlichen Stelle zu ihrem
oder seinem Nachteil berücksichtigt werden.

§ 27

Abschluß der Sicherheitsüberprüfung,
Weitergabe sicherheitserheblicher Erkenntnisse

Die zuständige Stelle unterrichtet die nicht-öffentliche
Stelle nur darüber, daß die Betroffene oder der Betroffene zur
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ermächtigt oder nicht
ermächtigt wird. Sonstige personenbezogene Daten, ins-
besondere Erkenntnisse, die die Ablehnung der Ermächtigung
zur sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betreffen, dürfen nicht
mitgeteilt werden. Zur Gewährleistung des Verschlußsachen-
schutzes können sicherheitserhebliche Erkenntnisse in dem
erforderlichen Umfang an die nicht-öffentliche Stelle übermit-
telt werden und dürfen von ihr ausschließlich zu diesem Zweck
genutzt werden. Die nicht-öffentliche Stelle hat die zuständige
Stelle unverzüglich zu unterrichten, wenn sicherheitserheb-
liche Erkenntnisse über die Betroffene oder den Betroffenen
oder die in die Sicherheitsüberprüfung einbezogenen Personen
bekannt werden; § 18 Absatz 2 Sätze 4 bis 6 gilt entsprechend.

§ 28

Aktualisierung der Sicherheitserklärung

(1) Die nicht-öffentliche Stelle leitet der Betroffenen oder
dem Betroffenen, die oder der eine sicherheitsempfindliche
Tätigkeit ausübt, auf Anforderung der zuständigen Stelle die
Sicherheitserklärung in der Regel alle fünf Jahre erneut zu.

(2) Die Betroffene oder der Betroffene hat die in der Sicher-
heitserklärung angegebenen Daten im Falle eingetretener
Veränderungen zu ergänzen. Die zuständige Stelle beauftragt
die mitwirkende Behörde, die Maßnahmen nach § 12 Absatz 1
Satz 1 Nummern 2 und 3 erneut durchzuführen und zu 
bewerten.

§ 29

Übermittlung von Informationen über
persönliche und arbeitsrechtliche Verhältnisse

Die nicht-öffentliche Stelle hat der zuständigen Stelle das
Ausscheiden aus sicherheitsempfindlicher Tätigkeit, Ände-
rungen des Familienstandes, des Namens, eines Wohnsitzes
und der Staatsangehörigkeit unverzüglich mitzuteilen.

§ 30

Sicherheitsakte der nicht-öffentlichen Stelle

Für die Sicherheitsakte in der nicht-öffentlichen Stelle
gelten die Vorschriften dieses Gesetzes über die Sicherheitsakte
entsprechend mit der Maßgabe, daß die Sicherheitsakte der
nicht-öffentlichen Stelle bei einem Wechsel der Arbeitgeberin
oder des Arbeitgebers nicht abgegeben wird.

§ 31

Datenverarbeitung
in automatisierten Dateien

Die nicht-öffentliche Stelle darf die nach diesem Gesetz zur
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen personenbezogenen
Daten der Betroffenen oder des Betroffenen in automatisierten
Dateien verarbeiten. Die für die zuständige Stelle geltenden
Vorschriften zur Verarbeitung finden Anwendung. 
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Sechster Abschnitt

Reisebeschränkungen, Sicherheitsüberprüfungen 
ohne Mitwirkung des Landesamtes für Verfassungsschutz

und Schlußvorschriften

§ 32

Reisebeschränkungen

(1) Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit
ausüben, die eine Sicherheitsüberprüfung nach § 9 (Ü 2) und 
§ 10 (Ü 3) erfordert, können verpflichtet werden, Dienst- und
Privatreisen in und durch Staaten, für die besondere Sicher-
heitsregelungen gelten, der zuständigen Stelle oder der nicht-
öffentlichen Stelle rechtzeitig vorher anzuzeigen. Die
Verpflichtung kann auch für die Zeit nach dem Ausscheiden
aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit angeordnet
werden. Die nicht-öffentliche Stelle darf die ihr in der Anzeige
nach Satz 1 mitgeteilten Erkenntnisse nur für die mit der
Sicherheitsüberprüfung verfolgten Zwecke nutzen.

(2) Die Reise kann von der zuständigen Stelle untersagt
werden, wenn Anhaltspunkte zur Person oder eine besonders
sicherheitsempfindliche Tätigkeit vorliegen, die eine erheb-
liche Gefährdung durch fremde Nachrichtendienste erwarten
lassen.

(3) Ergeben sich bei einer Reise in und durch Staaten, für
die besondere Sicherheitsregelungen gelten, Anhaltspunkte,
die auf einen Anbahnungs- oder Werbungsversuch fremder
Nachrichtendienste hindeuten können, so ist die zuständige
Stelle nach Abschluß der Reise unverzüglich zu unterrichten,
die ihrerseits die mitwirkende Behörde zu unterrichten hat.

§ 33

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
sicherheitsempfindliche öffentliche Bereiche der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik im Sinne von § 1 Absatz 2
Nummer 4, lebens- und verteidigungswichtige Einrichtungen
im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 5, Behörden und sonstige
öffentliche Stellen der Freien und Hansestadt Hamburg, die
Aufgaben im Sinne von § 10 Nummer 3 wahrnehmen, und
sicherheitsempfindliche öffentliche Bereiche für Sicherheits-
überprüfungen ohne Mitwirkung des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz im Sinne von § 34 zu bestimmen.

§ 34

Sicherheitsüberprüfungen ohne Mitwirkung 
des Landesamtes für Verfassungsschutz

(1) Für sicherheitsempfindliche öffentliche Bereiche, bei
denen die Voraussetzungen des § 1 Absatz 2 nicht erfüllt sind,
kann der Senat durch Rechtsverordnung gemäß § 33 bestim-
men, daß Personen, die dort tätig sind oder werden sollen, einer
Sicherheitsüberprüfung zu unterziehen sind. An dieser Sicher-
heitsüberprüfung wirkt das Landesamt für Verfassungsschutz
nicht mit.

(2) Zulässig sind in der Regel nur Anfragen an das zustän-
dige Landeskriminalamt über Strafverfahren, strafrechtliche
Ermittlungsverfahren und sonstige sicherheitserhebliche
Erkenntnisse, die im Zusammenhang mit den Verfahren
stehen. Die Frist, nach deren Ablauf das Landeskriminalamt
Erkenntnisse nicht mehr übermitteln darf, beträgt bei Verbre-
chen, bei den in § 100 a der Strafprozeßordnung bezeichneten
Straftaten, bei Vergehen nach den §§ 202 a, 206, 243, 244, 263

Absatz 3, 263 a, 268 bis 270, 303 a, 303 b, 305 a des Strafgesetz-
buches sowie bei gemeingefährlichen Straftaten nach dem Acht-
undzwanzigsten Abschnitt des Strafgesetzbuches zehn Jahre,
in sonstigen Fällen fünf Jahre. Die Frist beginnt mit dem Tag,
an dem das letzte Ereignis eingetreten ist, das zur Speicherung
der Daten geführt hat, jedoch nicht vor Entlassung der oder des
Betroffenen aus einer Justizvollzugsanstalt oder Beendigung
einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel der
Besserung und Sicherung.

(3) Ergibt eine Anfrage nach Absatz 2 sicherheitserhebliche
Erkenntnisse, die eine weitere Aufklärung unerläßlich machen,
so können auch Auskünfte bei der zuständigen Staatsanwalt-
schaft und beim Bundeszentralregister eingeholt werden. Die
Gründe für Maßnahmen nach Satz 1 sind aktenkundig zu
machen.

(4) § 2 Absatz 1, Absatz 3 Sätze 1 und 2, Absatz 4, § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1, Satz 2, § 5 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, Ab-
satz 3, § 6 Absätze 1 und 3, § 11 Absatz 1 Satz 2, § 13 Absatz 1
Satz 1 Nummern 1 bis 3, 5 bis 7, 17 Absatz 5, § 14 Absatz 4, § 17
Absatz 1, Absatz 2 Sätze 2 bis 4, § 18 Absätze 1 und 3, § 19 Ab-
sätze 1 und 4, § 21 Absatz 1 Sätze 1 bis 3, Absätze 4 und 5, § 22
Absatz 2, § 23 Absatz 1, Absatz 2 Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend. Die in § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 5 bis 7
genannten personenbezogenen Daten, ihre Aktenfundstelle,
die Beschäftigungsstelle und Verfügungen zur Bearbeitung des
Vorgangs einschließlich des vorgeschriebenen Zeitpunkts der
Löschung dürfen in Dateien verarbeitet werden. § 19 Absatz 2
Sätze 1 und 2 sowie § 22 Absatz 1 Nummer 1 gelten entspre-
chend, soweit nicht der Senat durch Rechtsverordnung gemäß
§ 33 kürzere Fristen für die Vernichtung und Löschung fest-
legt. Im übrigen findet dieses Gesetz keine Anwendung.

§ 35

Anwendung des Hamburgischen Datenschutzgesetzes,
Bundesverfassungsschutzgesetzes und 

Hamburgischen Verfassungsschutzgesetzes

Die Vorschriften des Hamburgischen Datenschutzgesetzes,
des Ersten Abschnitts des Bundesverfassungsschutzgesetzes
und des Hamburgischen Verfassungsschutzgesetzes finden An-
wendung, soweit dieses Gesetz keine anderen Bestimmungen
trifft.

A r t i k e l  2

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Hamburgischen Verfassungsschutzgesetzes

Das Hamburgische Verfassungsschutzgesetz vom 7. März
1995 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 45),
zuletzt geändert am 27. August 1997 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 438), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Befugnisse des Landesamtes für Verfassungsschutz
bei der Mitwirkung nach Satz 1 Nummern 1 und 2  sind
im Hamburgischen Sicherheitsüberprüfungsgesetz
(HmbSÜG) vom 25. Mai 1999 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 82) geregelt.“

b) Satz 3 wird aufgehoben.

2. In § 8 Absatz 1 Satz 2 wird hinter der Textstelle „vorbe-
haltlich § 6“ die Bezeichnung „Absatz 1“ gestrichen.
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3. § 9 wird wie folgt geändert:

a. Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird gestrichen,

b. Absatz 2 wird aufgehoben,

c. die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3.

4. In § 14 Absatz 1 Satz 1 wird die Textstelle „oder der Emp-
fänger nach § 4 Absatz 2 tätig wird“ durch die Worte „oder
der Empfänger eine Sicherheitsüberprüfung durchführt“
ersetzt.

5. § 26 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2   werden die Worte „und des Bürger-
ausschusses“ gestrichen.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) in Nummer 4 wird die Bezeichnung „§ 9 Absatz 4“
durch die Bezeichnung „§ 9 Absatz 3“ ersetzt, 

bb) in Nummer 8 wird hinter der Bezeichnung „§ 17“ ein
Komma gesetzt,

cc) Nummer 8 wird folgende Nummer 9 angefügt: 
„9. Anfragen bei ausländischen öffentlichen Stellen
nach § 12 Absatz 5 Satz 3 des Hamburgischen Sicher-
heitsüberprüfungsgesetzes (HmbSÜG) vom 25. Mai
1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Seite 82)“

dd) die Bezeichnung  „§ 9 Absatz 3 Satz 2“ wird durch 
die Bezeichnung  „§ 9 Absatz 2 Satz 2“ ersetzt.

Ausgefertigt Hamburg, den 25. Mai 1999.

Der Senat

Wohnwagengesetz
Vom 25. Mai 1999

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Wohnwagen im Sinne dieses Gesetzes sind Fahrzeuge
und Teile von Fahrzeugen, die als Wohnungen oder zum nicht
nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder zur
Unterbringung mitgeführter Sachen dienen.

(2) Auf die nach § 2 Absatz 1 zugelassenen Wohnwagen-
standplätze sowie die Aufstellung und Nutzung einzelner
Wohnwagen auf solchen Plätzen finden die Bestimmungen der
Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 183), zuletzt
geändert am 4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seiten 483, 492), keine Anwendung.

§ 2
Wohnwagenstandplätze

(1) In den Fällen der Absätze 2 und 3 kann die zuständige
Behörde, ein Bezirksamt jedoch nur mit Zustimmung der
zuständigen Fachbehörde, Wohnwagenstandplätze auf Antrag
eines Betreibers befristet zulassen, wenn die Zahl der Wohn-
wagen sich in angemessenen Grenzen hält, die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung nicht gefährdet wird, nachbarliche
Interessen berücksichtigt werden, keine Bedenken im Hin-
blick auf die Hygiene bestehen und die Kosten der Ver- und
Entsorgung von den Nutzern getragen werden.

(2) Wohnwagenstandplätze können als Übergangsplätze
eingerichtet werden, um Personen, die in Hamburg in Wohn-

wagen wohnen, bis zu ihrer Vermittlung in feste Wohnungen
eine zeitweilige Unterbringung zu ermöglichen. Substandard-
wohnen auf Dauer darf nicht gefördert werden.

(3) Wohnwagenstandplätze können als Schaustellerplätze
eingerichtet werden, soweit dies erforderlich ist, um für Schau-
steller eine zumutbare Unterkunft außerhalb der Reisezeiten
bereitzustellen.

(4) Wohnwagen, die auf zugelassenen Wohnwagenstand-
plätzen abgestellt werden, sind Wohnungen im Sinne des
Hamburgischen Meldegesetzes in der Fassung vom 3. Septem-
ber 1996 mit der Änderung vom 25. Juni 1997 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt 1996 Seite 231, 1997 Seite 272).

(5) Die Bediensteteten der zuständigen Behörde haben zur
Erfüllung ihrer Aufgaben jederzeit Zutritt zu den für die
Aufstellung von Wohnwagen genutzten Flächen.

(6) Die zuständige Behörde ist berechtigt, die Zulassung
nach Absatz 1 nachträglich zu widerrufen, zu ändern oder mit
Nebenbestimmungen zu versehen, soweit dies zur Aufrechter-
haltung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung erforderlich
ist, insbesondere, wenn ihren Bediensteten entgegen der Rege-
lung in Absatz 5 der Zutritt zu den Standplätzen verwehrt
wird.

(7) Die Nutzung eines Wohnwagens ist im Einzelfall zu
untersagen, wenn Leib oder Leben gefährdet oder nachbar-
liche Belange unzumutbar beeinträchtigt werden. Anordnun-



gen nach Satz 1 sind im Falle der Gefährdung von Leib oder
Leben sofort vollziehbar.

(8) Bei wesentlichen Verstößen gegen dieses Gesetz oder
gegen Verpflichtungen, die sich aus der Zulassung ergeben, ist
die sofortige Verwaltungsvollstreckung zulässig.

§ 3

Verbote

Außerhalb der nach § 2 zugelassenen Standplätze sind das
Beziehen von Wohnwagen als Wohnung oder zum nicht nur
vorübergehenden Aufenthalt sowie das Aufstellen oder Über-
lassen von Wohnwagen zu diesen Zwecken nicht zulässig; als
Aufstellen gilt auch jeder Wechsel des Standplatzes. Unzuläs-
sig ist ferner, außerhalb der nach § 2 zugelassenen Standplätze
ein Grundstück zum Aufstellen eines Wohnwagens einem
anderen zu überlassen.

§ 4

Auflösung

Auf die Auflösung bestehender, nicht nach § 2 zugelassener
Wohnwagenstandplätze ist hinzuwirken. Solche Plätze müssen
unverzüglich aufgelöst werden, wenn sie eine beabsichtigte
Wohnbebauung oder eine andere für die Interessen der Freien
und Hansestadt Hamburg bedeutsame Bebauung oder Nut-
zung verhindern.

§ 5

Berichtspflicht

Soweit die Bezirksämter für die Durchführung dieses
Gesetzes zuständig sind, haben sie der zuständigen Fach-
behörde regelmäßig zu berichten.

§ 6

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
unter Verstoß gegen § 3 Wohnwagen als Wohnung oder zum
nicht nur vorübergehenden Aufenthalt bezieht, Wohnwagen
zu diesem Zweck aufstellt oder anderen überläßt oder Grund-
stücke einem anderen zum Aufstellen von Wohnwagen über-
läßt, ohne hierzu nach § 2 berechtigt zu sein.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 1000 Deutsche Mark geahndet werden. Soweit die Ord-
nungswidrigkeit dadurch begangen wird, dass ein Grundstück
einem anderen für die Aufstellung von Wohnwagen überlassen
wurde, kann ein Bußgeld bis zur Höhe von 10 000 Deutsche
Mark festgesetzt werden.

(3) Wohnwagen, auf die sich die Ordnungswidrigkeit
bezieht oder die zu ihrer Begehung gebraucht worden sind,
können eingezogen werden.

§ 7

Einschränkung von Grundrechten

Durch die Bestimmungen des § 2 wird das Grundrecht der
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgeset-
zes) eingeschränkt.

§ 8

Schlußvorschrift

Das Wohnwagengesetz vom 10. Juli 1959 (Sammlung des
bereinigten hamburgischen Landesrechts I 237–a) in der
geltenden Fassung wird aufgehoben.

Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 199994 Nr. 13

Aufgefertigt Hamburg, den 25. Mai 1999.

Der Senat
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A r t i k e l  1

Neunzehntes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Beamtengesetzes

Das Hamburgische Beamtengesetz in der Fassung vom 
29. November 1977 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 367), zuletzt geändert am 11. Juni 1997 (Hamburgi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 193), wird wie folgt
geändert:

1. In der Inhaltsübersicht erhält Abschnitt III Nummer 2
Buchstabe e die Bezeichnung: 

„Urlaub, Wahl in die gesetzgebende 
Körperschaft eines Landes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 95-95 b“.

2. In § 17 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Ist der Vorbereitungsdienst auch Voraussetzung für die
Ausübung eines Berufes außerhalb des öffentlichen Dien-
stes, kann er auch in einem öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis außerhalb des Beamtenverhältnisses abge-
leistet werden.“

3. § 19 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Während der Probezeit und vor Ablauf eines Jahres nach
der Anstellung oder der letzten Beförderung sowie vor Fest-
stellung der Eignung für einen höher bewerteten Dienst-
posten in einer Erprobungszeit von mindestens drei Mona-
ten Dauer darf der Beamte nicht befördert werden.“

4. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird durch folgende Regelung ersetzt:

„(1) Der Beamte kann vorübergehend ganz oder teilweise
zu einer seinem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine
andere Dienststelle abgeordnet werden, wenn ein dienst-
liches Bedürfnis besteht.

(2) Aus dienstlichen Gründen kann der Beamte vorüber-
gehend ganz oder teilweise auch zu einer nicht seinem
Amt entsprechenden Tätigkeit abgeordnet werden, wenn
ihm die Wahrnehmung der neuen Tätigkeit auf Grund
seiner Vorbildung oder Berufsausbildung zuzumuten ist.
Dabei ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die
nicht einem Amt mit demselben Endgrundgehalt ent-
spricht, zulässig. Die Abordnung nach den Sätzen 1 und 2
bedarf der Zustimmung des Beamten, wenn sie die Dauer
von zwei Jahren übersteigt.

(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf
der Zustimmung des Beamten. Abweichend von Satz 1 ist
die Abordnung auch ohne Zustimmung des Beamten
zulässig, wenn die neue Tätigkeit einem Amt mit dem-
selben Endgrundgehalt auch einer gleichwertigen oder
anderen Laufbahn entspricht und die Abordnung die
Dauer von fünf Jahren nicht übersteigt.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.

c) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die notwendige Zustimmung des Beamten zu einer
Abordnung bedarf der Schriftform.“

5. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Ohne seine Zustimmung ist eine Versetzung in ein an-
deres Amt nur zulässig, wenn das neue Amt derselben
Laufbahn angehört wie das bisherige Amt und mit min-
destens demselben Endgrundgehalt verbunden ist;
Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Bestandteil des
Grundgehalts.“

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden durch folgende
Regelung ersetzt:

„(2) Aus dienstlichen Gründen kann ein Beamter ohne
seine Zustimmung in ein Amt mit demselben End-
grundgehalt auch einer gleichwertigen oder anderen
Laufbahn, auch im Bereich eines anderen Dienstherrn,
versetzt werden; Stellenzulagen gelten hierbei nicht als
Bestandteil des Grundgehalts. Bei der Auflösung oder
einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Auf-
gaben einer Behörde oder der Verschmelzung von
Behörden kann ein Beamter, dessen Aufgabengebiet da-
von berührt wird, auch ohne seine Zustimmung in ein
anderes Amt derselben oder einer gleichwertigen Lauf-
bahn mit geringerem Endgrundgehalt im Bereich des-
selben Dienstherrn versetzt werden, wenn eine seinem
bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht mög-
lich ist; das Endgrundgehalt muß mindestens dem des
Amtes entsprechen, das der Beamte vor dem bisherigen
Amt innehatte.

(3) Wird der Beamte in ein Amt eines anderen
Dienstherrn versetzt, wird das Beamtenverhältnis mit
dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; auf die beamten-
und besoldungsrechtliche Stellung des Beamten finden
die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden Vor-
schriften Anwendung.

(4) Besitzt der Beamte nicht die Befähigung für die
andere Laufbahn im Sinne von Absatz 2, hat er an
Maßnahmen für den Erwerb der neuen Befähigung
teilzunehmen.

(5) Die notwendige Zustimmung des Beamten zu einer
Versetzung bedarf der Schriftform.“

6. In § 36 Absatz 1 Nummer 3 wird hinter der Textstelle 
„§ 30 Absatz 2“ die Textstelle „Satz 2“ eingefügt.

7. § 41 Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Ein Beamter auf Lebenszeit, dessen Aufgabengebiet von
der Auflösung oder einer auf landesrechtlicher Vorschrift
beruhenden wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der
Verschmelzung einer Behörde mit einer anderen berührt
wird, kann in den einstweiligen Ruhestand versetzt
werden, wenn eine Versetzung nach § 30 Absatz 2 nicht
möglich ist.“

8. In § 45 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „zwei“ durch das
Wort „drei“ ersetzt.

Viertes Gesetz
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

Vom 25. Mai 1999

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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9. In § 46 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „zweiundsechzig-
ste“ durch das Wort „dreiundsechzigste“ ersetzt und in
Satz 2 das Wort „zweiundsechzigsten“ durch das Wort
„dreiundsechzigsten“.

10. § 47 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Von der Versetzung des Beamten in den Ruhestand
wegen Dienstunfähigkeit soll abgesehen werden, wenn
ihm ein anderes Amt derselben oder einer anderen Lauf-
bahn übertragen werden kann. In den Fällen des Satzes 1
ist die Übertragung eines anderen Amtes ohne Zustim-
mung des Beamten zulässig, wenn das neue Amt zum Be-
reich desselben Dienstherrn gehört, es mit mindestens
demselben Endgrundgehalt (§ 30 Absatz 1 Satz 2) verbun-
den ist wie das bisherige Amt und wenn zu erwarten ist,
daß der Beamte den gesundheitlichen Anforderungen des
neuen Amtes genügt. Besitzt der Beamte nicht die Befähi-
gung für die andere Laufbahn, hat er an Maßnahmen für
den Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen. Dem Be-
amten kann zur Vermeidung seiner Versetzung in den Ru-
hestand unter Beibehaltung seines Amtes ohne seine Zu-
stimmung auch eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb
seiner Laufbahngruppe im Bereich desselben Dienstherrn
übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung
nicht möglich ist und dem Beamten die Wahrnehmung der
neuen Aufgabe unter Berücksichtigung seiner bisherigen
Tätigkeit zuzumuten ist.“

11. § 50 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Ist ein Ruhestandsbeamter, der wegen Dienstunfähig-
keit in den Ruhestand versetzt worden ist, wieder dienst-
fähig geworden, kann er, solange er das dreiundsechzigste
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, erneut in das Beam-
tenverhältnis berufen werden, wenn ihm im Dienstbereich
seines früheren Dienstherrn ein Amt seiner früheren oder
einer anderen Laufbahn mit mindestens demselben End-
grundgehalt übertragen werden soll und zu erwarten ist,
daß der Beamte den gesundheitlichen Anforderungen 
des neuen Amtes genügt; die §§ 43 und 44 gelten ent-
sprechend. Besitzt der Beamte nicht die Befähigung für die
andere Laufbahn, hat er an Maßnahmen für den Erwerb
der neuen Befähigung teilzunehmen. Dem Beamten kann
unter Übertragung eines Amtes seiner früheren Laufbahn
auch ein Amt mit einer geringerwertigen Tätigkeit inner-
halb der Laufbahngruppe seiner früheren Laufbahn über-
tragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht
möglich ist und dem Beamten die Wahrnehmung der
neuen Aufgabe unter Berücksichtigung seiner früheren
Tätigkeit zuzumuten ist.“

12. Es wird folgender neuer § 76 a eingefügt:

„§ 76 a

(1) Einem Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag
Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der regelmäßigen Ar-
beitszeit und bis zur jeweils beantragten Dauer bewilligt
werden, soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
Der Dienstvorgesetzte kann Umfang und Dauer der Teil-
zeitbeschäftigung auch nachträglich beschränken, soweit
zwingende dienstliche Belange dies erfordern.

(2) Während der Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 1 gilt
§ 69 Absatz 2 Satz 3 mit der Maßgabe, daß entgeltliche
Tätigkeiten in dem Umfang ausgeübt werden dürfen, wie
sie bei Vollzeitbeschäftigung ausgeübt werden könnten.
Darüber hinaus darf der Dienstvorgesetzte im öffentlichen
Interesse Nebentätigkeiten genehmigen, soweit dies mit
dem Beamtenverhältnis vereinbar ist.

(3) Eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung
oder der Übergang zur Vollzeitbeschäftigung während der
Dauer des Bewilligungszeitraums ist nur mit Zustimmung
des Dienstvorgesetzten zulässig. Er soll in besonderen
Härtefällen eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbe-
schäftigung oder den Übergang zur Vollzeitbeschäftigung
zulassen, wenn dem Beamten die Teilzeitbeschäftigung im
bisherigen Umfang nicht zugemutet werden kann und
dienstliche Belange nicht entgegenstehen.“

12a.Der bisherige § 76 a wird § 95 a.

13. § 76 b erhält folgende Fassung:

„§ 76 b
(1) Mit der Begründung eines Beamtenverhältnisses auf
Probe in den Laufbahnen des gehobenen und des höheren
Dienstes kann gleichzeitig durch Verwaltungsakt die Ar-
beitszeit auf mindestens drei Viertel der jeweiligen regel-
mäßigen Arbeitszeit festgesetzt werden, wenn in bestimm-
ten Bereichen aufgrund der Arbeitsmarktlage oder zwin-
gender dienstlicher Belange ein erhebliches öffentliches
Bedürfnis an der Teilzeitbeschäftigung besteht. Durch
weitere Ernennungen wird die Festsetzung der Arbeitszeit
nicht berührt.

(2) Die Teilzeitbeschäftigung kann jederzeit mit Zustim-
mung des Beamten in eine Vollzeitbeschäftigung umge-
wandelt werden. Nach fünf Jahren soll sie auf Antrag 
des Beamten in eine Vollzeitbeschäftigung umgewandelt
werden.

(3) Während der Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 1 gilt 
§ 69 Absatz 2 Satz 3 mit der Maßgabe, daß sich die zulässige
zeitliche Beanspruchung durch eine Nebentätigkeit um
die Differenz zwischen der jeweiligen Teilzeitbeschäfti-
gung und der Vollzeitbeschäftigung erhöht.“

14. Es wird folgender § 87 a eingefügt:

„§ 87 a
(1) Der Senat regelt durch Rechtsverordnung die der Ei-
genart des öffentlichen Dienstes entsprechende Anwen-
dung der auf der Grundlage der §§ 18 und 19 des Arbeits-
schutzgesetzes (Artikel 1 des Gesetzes zur Umsetzung der
EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz und weiterer Arbeits-
schutz-Richtlinien vom 7. August 1996) erlassenen Rechts-
verordnungen der Bundesregierung auf Beamte.

(2) Der Senat kann durch Rechtsverordnung für be-
stimmte Tätigkeiten des öffentlichen Dienstes der Freien
und Hansestadt Hamburg, insbesondere bei der Polizei,
der Feuerwehr oder den Zivil- und Katastrophenschutz-
diensten, bestimmen, daß die Vorschriften des Arbeits-
schutzgesetzes (Artikel 1 des Gesetzes zur Umsetzung der
EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz und weiterer Arbeits-
schutz-Richtlinien vom 7. August 1996) ganz oder zum
Teil nicht anzuwenden sind, soweit öffentliche Belange
dies zwingend erfordern, insbesondere zur Aufrechterhal-
tung oder Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit.
In der Rechtsverordnung ist gleichzeitig festzulegen, wie
die Sicherheit und der Gesundheitsschutz bei der Arbeit
unter Berücksichtigung der Ziele des Arbeitsschutzgeset-
zes auf andere Weise gewährleistet werden.“

15. § 89 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter „die Hälfte“

durch die Wörter „ein Viertel“ ersetzt.
b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Urlaub nach Absatz 1 Nummer 2 und um mehr als
die Hälfte ermäßigte Arbeitszeit nach Absatz 1 Num-
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mer 1 dürfen insgesamt die Dauer von zwölf Jahren
nicht überschreiten. Gleiches gilt für die Dauer von
Urlaub nach Absatz 1 Nummer 2 und Urlaub nach 
§ 95 a Absatz 1 Nummer 1.“

16. § 89 a Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Textstelle „oder § 89“ wird durch die Textstelle 
„ , § 89 oder § 95 a“ ersetzt.

b) Hinter dem Wort „beantragt“ werden die Wörter „oder
verfügt“ eingefügt.

17. Der neue § 95 a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird gestrichen.

bb) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 1.

cc) In Nummer 2 werden die Wörter „Teilzeitbeschäf-
tigung bis zur Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit,“ durch die Wörter „Urlaub ohne Dienstbe-
züge“ ersetzt.

dd) Nummer 4 wird gestrichen.

b) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden die Wörter „der Teilzeitbeschäfti-
gung oder“ gestrichen.

bb) Satz 4 wird gestrichen.

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Urlaub nach Absatz 1 und Urlaub oder Ermäßi-
gung der Arbeitszeit um mehr als die Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit nach § 89 Absatz 1 dürfen zusam-
men die Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten. In
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 findet Satz 1 keine
Anwendung, wenn es dem Beamten nicht mehr zuzu-
muten ist, zur Voll- oder Teilzeitbeschäftigung zurück-
zukehren.“

e) Absätze 4 und 5 entfallen.

f) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4.

18. Der bisherige § 95 a wird § 95 b.

19. In § 104 Absatz 1 Nummer 1 wird das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt und hinter der Textstelle „§ 128 Ab-
satz 2 Nummer l“ die Textstelle „und § 135 a Absatz 3“
eingefügt.

20. In § 119 Absatz 1 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:

„es sei denn, die auszuübende Funktion erfordert bei Be-
amten auf Lebenszeit diese besonderen gesundheitlichen
Anforderungen auf Dauer nicht mehr uneingeschränkt.“

21. § 135 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 6 wird der Punkt gestrichen.

b) Nach der Aufzählung wird der Satzteil „oder zur Über-
tragung eines Amtes mit leitender Funktion im Sinne
von § 135 a.“ angefügt.

22. Hinter § 135 wird folgender § 135 a eingefügt:

„§ 135 a

(1) Ämter mit leitender Funktion im Sinne von § 135 Ab-
satz 1 Satz 1 sind vorbehaltlich des Satzes 2 die Ämter der
Besoldungsordnung B und die der Besoldungsgruppe A 16
angehörenden Ämter der Leiter von Behörden. Nicht
unter Satz 1 fallen

1. Ämter beim Rechnungshof,

2. Ämter bei der Bürgerschaft,

3. Ämter, die von § 41 Absatz 1 erfaßt werden, sowie

4. Ämter, die aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften
im Beamtenverhältnis auf Zeit übertragen werden.

(2) Die Ämter mit leitender Funktion werden im Beamten-
verhältnis auf Zeit für die Dauer von fünf Jahren über-
tragen. Danach kann das Amt mit leitender Funktion auf
Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder erneut
für eine Amtszeit von fünf Jahren im Beamtenverhältnis
auf Zeit übertragen werden. Im Anschluß an die Zweit-
übertragung auf Zeit soll das Amt mit leitender Funktion
auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit über-
tragen werden, eine weitere Berufung auf Zeit ist nicht
zulässig. Eine abweichende Dauer der Amtszeiten kann
gesetzlich bestimmt werden. Eine Bestellung auf Zeit für
insgesamt mehr als zehn Jahre ist nicht zulässig.

(3) In ein Amt im Sinne des Absatzes 1 darf nur berufen
werden, wer

1. sich in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder
einem Richterverhältnis auf Lebenszeit befindet und

2. in dieses Amt auch als Beamter auf Lebenszeit berufen
werden könnte.

Der Landespersonalausschuß (§ 102) kann Ausnahmen
von Satz 1 zulassen.

(4) Vom Tage der Berufung in ein Beamtenverhältnis auf
Zeit im Sinne von Absatz 1 ruhen für die Dauer dieses Ver-
hältnisses die Rechte und Pflichten aus dem Amt, das dem
Beamten oder Richter zuletzt im Beamtenverhältnis  auf
Lebenszeit oder Richterverhältnis auf Lebenszeit übertra-
gen worden ist, mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsver-
schwiegenheit und des Verbotes der Annahme von Beloh-
nungen und Geschenken; das Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit oder das Richterverhältnis auf Lebenszeit be-
steht fort. Mit dem Ende des Beamtenverhältnisses auf
Zeit endet der Anspruch auf Besoldung aus diesem Amt.
Weitergehende besoldungsrechtliche Ansprüche bestehen
nicht.

(5) Endet das Beamtenverhältnis auf Zeit, ohne daß das
Amt mit leitender Funktion erneut auf Zeit oder auf Dauer
im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übertragen wird,
lebt das ruhende Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder
das ruhende Richterverhältnis auf Lebenszeit wieder auf.“

A r t i k e l  2

Viertes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Richtergesetzes

Das Hamburgische Richtergesetz vom 2. Mai 1991 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 169), zuletzt
geändert am 11. Juni 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seiten 193, 195), wird wie folgt geändert:

l. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dauer des Urlaubs nach Absatz 1 darf auch in
Verbindung mit Urlaub nach § 5 Absatz 1 zwölf Jahre
nicht überschreiten. Der Antrag auf Verlängerung eines
ermäßigten Dienstes oder eines Urlaubs ist spätestens
sechs Monate vor Ablauf der genehmigten Freistellung
zu stellen.“
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b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Über eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbe-
schäftigung oder den Übergang zur Vollzeitbeschäfti-
gung während der Dauer des Bewilligungszeitraums ent-
scheidet auf Antrag der zuständige Dienstvorgesetzte. Er
soll in besonderen Härtefällen eine Änderung des Um-
fangs der Teilzeitbeschäftigung oder den Übergang zur
Vollzeitbeschäftigung zulassen, wenn dem Richter die
Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht zuge-
mutet werden kann. Der Dienstvorgesetzte kann in be-
sonderen Härtefällen eine Rückkehr aus dem Urlaub zu-
lassen, wenn dem Richter eine Fortsetzung des Urlaubs
nicht zugemutet werden kann. Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend.“

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „Teilzeitbeschäfti-
gung und“ gestrichen.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummern 1 und 2 werden gestrichen.

bb) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer l.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 2 und erhält
folgende Fassung:

„2. nach Vollendung des fünfundfünfzigsten Le-
bensjahres auf Antrag, der sich auf die Zeit bis
zum Beginn des Ruhestandes erstrecken muß,
Urlaub ohne Dienstbezüge“

dd) Satz 2 wird gestrichen.

c) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Dem Antrag nach Absatz 1 darf nur entsprochen
werden, wenn

1. zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen,

2. der Richter zugleich der Verwendung auch in einem
anderen Richteramt schriftlich zustimmt,

3. der Richter erklärt, während des Bewilligungszeit-
raums auf die Ausübung entgeltlicher Nebentätigkei-
ten zu verzichten und entgeltliche Nebentätigkeiten
nach § 8 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 70
Absatz 1 Nummern 2 bis 5 des Hamburgischen Be-
amtengesetzes in der Fassung vom 29. November
1977 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 367), zuletzt geändert am 25. Mai 1999 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 95), in
der jeweils geltenden Fassung, nur in dem Umfang
auszuüben, wie er sie bei Vollzeitbeschäftigung ohne
Verletzung dienstlicher Pflichten ausüben könnte.

Wird die Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 3 schuld-
haft verletzt, ist die Bewilligung zu widerrufen. Der
Dienstvorgesetzte darf trotz der Erklärung des Richters
nach Satz 1 Nummer 3 Nebentätigkeiten genehmigen,
soweit sie dem Zweck der Bewilligung nicht zuwiderlau-
fen. Der Dienstvorgesetzte kann in besonderen Härtefäl-
len eine Rückkehr aus dem Urlaub zulassen, wenn dem
Richter die Fortsetzung des Urlaubs nicht zugemutet
werden kann.

(3) Der Urlaub darf eine Dauer von zwölf Jahren nicht
überschreiten. Urlaub nach Absatz 1 sowie Urlaub nach 
§ 4 dürfen zusammen eine Dauer von zwölf Jahren nicht
überschreiten. Im Falle des Absatzes 1 Nummer 2 finden
die Sätze 1 und 2 keine Anwendung, wenn es dem 
Richter nicht mehr zuzumuten ist, zu einer Voll- oder
Teilzeitbeschäftigung zurückzukehren.“

3. § 5 a erhält folgende Fassung:
„§ 5 a

Teilzeitbeschäftigung
(1) Einem Richter ist auf Antrag Teilzeitbeschäftigung
bis zur Hälfte des regelmäßigen Dienstes und bis zur
jeweils beantragten Dauer zu bewilligen.

(2) Einem Antrag nach Absatz 1 darf nur entsprochen
werden, wenn
1. das Aufgabengebiet des richterlichen Amtes Teilzeit-

beschäftigung zuläßt,
2. zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen,
3. der Richter zugleich zustimmt, mit Beginn oder bei

Änderung der Teilzeitbeschäftigung und beim Über-
gang zur Vollzeitbeschäftigung auch in einem ande-
ren Richteramt desselben Gerichtszweiges verwendet
zu werden,

4. der Richter eine Erklärung gemäß § 5 Absatz 2 Num-
mer 3 abgibt.

Ausnahmen von der Verpflichtung nach Nummer 4 sind
nur zulässig, soweit dies mit dem Richterverhältnis
vereinbar ist. § 5 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
(3) Über eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäf-
tigung oder den Übergang zur Vollzeitbeschäftigung
während der Dauer des Bewilligungszeitraums entschei-
det auf Antrag der zuständige Dienstvorgesetzte. 
§ 5 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.“

4. § 6 wird aufgehoben.

5. In § 7 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „zweiund-
sechzigste“ durch das Wort „dreiundsechzigste“ und in Satz
zwei das Wort „zweiundsechzigsten“ durch das Wort „drei-
undsechzigsten“ ersetzt.

6. In § 72 Absatz 1 Nummer 5 werden die Wörter „Teilzeit-
beschäftigung und“ und die Wörter „bei Bewerbermangel“
gestrichen.

A r t i k e l  3
Sechzehntes Gesetz

zur Änderung des Hamburgischen Hochschulgesetzes

Das Hamburgische Hochschulgesetz in der Fassung vom 
2. Juli 1991 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 249), zuletzt geändert am 11. Juni 1997 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 198), wird wie folgt geän-
dert:

In § 20 b Absatz 1 Nummer 1 werden die Bezeichnung „§ 76 a“
durch die Bezeichnung „§ 95 a“, die Bezeichnung „§ 95 a“ durch
die Bezeichnung „§ 95 b“ und die Bezeichnung „§ 76 b“ durch
die Bezeichnung „§ 76 a“ ersetzt.

A r t i k e l  4
Übergangsvorschriften

§ 1
Für Beamte und Richter, denen vor dem 1. Juli 1997 Teil-

zeitbeschäftigung nach § 76 a Absatz 1 Nummer 2 des Hambur-
gischen Beamtengesetzes in der bisherigen Fassung oder nach
§ 5 Absatz 1 Nummer 2 des Hamburgischen Richtergesetzes in
der bisherigen Fassung oder Urlaub nach § 76 a Absatz 1 Num-
mer 4 des Hamburgischen Beamtengesetzes in der bisherigen
Fassung und nach § 5 Absatz 1 Nummer 4 des Hamburgischen
Richtergesetzes in der bisherigen Fassung bewilligt worden ist
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und die von dieser Bewilligung vor dem 2. Juli 1997 Gebrauch
gemacht haben, gelten § 46 Satz 1 Nummer 2 Hamburgisches
Beamtengesetz und § 7 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Hambur-
gisches Richtergesetz in der bisherigen Fassung fort. Für
Leiter und Lehrkräfte an öffentlichen Schulen, am Studien-
seminar und am Institut für Lehrerfortbildung gilt Satz 1 mit
der Maßgabe, daß vor dem 1. Juli 1997 bewilligte Teilzeit oder
Urlaub am 1. August 1997 angetreten worden sein muß.

§ 2

Artikel 1 Nummer 9 und Artikel 2 Nummer 5 gelten nicht
für Beamte und Richter, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-

setzes das zweiundsechzigste Lebensjahr vollenden. Für diese
gelten § 46 Satz 1 Nummer 2 Hamburgisches Beamtengesetz
und § 7 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Hamburgisches Richter-
gesetz in der bisherigen Fassung fort.

§ 3

Artikel 1 Nummer 11 gilt nicht für Beamte, die sich bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits seit mindestens fünf
Jahren im Ruhestand befinden. Für diese gilt § 50 Absatz 1
Hamburgisches Beamtengesetz in der bisherigen Fassung fort.

Ausgefertigt Hamburg, den 25. Mai 1999.

Der Senat
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Siebentes Gesetz
zur Änderung des Hafenentwicklungsgesetzes

Vom 25. Mai 1999

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Einziger Paragraph

Das Hafenentwicklungsgesetz vom 25. Januar 1982 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 19), zuletzt
geändert am 27. Oktober 1998 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 227), wird wie folgt geändert:

1. Hinter Anlage 1 h zu § 2 Absatz 2 des Hafenentwicklungs-
gesetzes werden die aus den Anlagen 1 und 2 ersichtlichen
Anlagen 1 i und 1 j zu § 2 Absatz 2 des Hafenentwicklungs-
gesetzes eingefügt.

2. Die Grenzbeschreibung zum Hafenentwicklungsgesetz
(Anlage 2 zu § 2 Absatz 2 des Hafenentwicklungsgesetzes)
wird wie folgt geändert:

2.1 Der zweite Absatz von Nummer 1.1 wird wie folgt geän-
dert:

Die Textstelle „ . . . Nordgrenze des Flurstücks Nr. 1114,
Überquerung des Flurstücks Nr. 1121 entlang der Bord-
steinkante, Vorderkante der Stützwand hinter der Pack-
halle 11 und deren Verlängerung bis zum Schnitt mit der
Nordwestgrenze des Flurstücks Nr. 1148, gerade Verbin-

dungslinie zur Nordwestecke des Flurstücks Nr. 1226
(Wassergrundstück), Nordgrenze des Wassergrundstücks
(Flurstück 1226) . . .“ wird durch die Textstelle „ . . . Nord-
und Ostgrenze des Flurstücks Nr. 1114, Nord- und Ost-
grenze des Flurstücks Nr. 1113, Ostgrenze des Flurstücks
Nr. 1472, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks Nr. 1872 bis
zum Schnittpunkt mit der Nordgrenze des Wassergrund-
stücks (Flurstück Nr. 2117), Nordgrenze des Flurstücks
Nr. 2117. . .“ ersetzt.

2.2 Der zweite Absatz von Nummer 1.2 wird wie folgt geän-
dert:

Die Textstelle „ . . . Südostecke des Flurstücks Nr. 5688, öst-
liche Begrenzung des Flurstücks Nr. 5688, Überquerung
der Trettaustraße. . .“ wird durch die Textstelle „ . . .Grenze
des Bebauungsplans Wilhelmsburg 82, der südlichen,
westlichen und nördlichen Grenze des Geltungsbereichs
des Bebauungsplanes Wilhelmsburg 82 folgend bis zum
Schnittpunkt mit der östlichen Grenze des Flurstücks
Nr. 2533 . . .“ ersetzt.

Ausgefertigt Hamburg, den 25. Mai 1999.

Der Senat
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§ 1

Die Höhe der Regelsätze der laufenden Leistungen zum
Lebensunterhalt (§ 22 Absatz 1 BSHG) wird wie folgt fest-
gesetzt:

Alleinstehende und Haushaltsvorstände  . . . . . . 547 DM.

Haushaltsangehörige:

– bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres  . . . . 274 DM.

– bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres beim
Zusammenleben mit einer Person, die allein
für die Pflege und Erziehung des Kindes
sorgt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 301 DM.

– vom Beginn des 8. bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 356 DM.

– vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des
18. Lebensjahres  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 492 DM.

– vom Beginn des 19. Lebensjahres an  . . . . . . 438 DM.  

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1999 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Verordnung zur Festsetzung der Regelsätze nach
§ 22 Absatz 1 des Bundessozialhilfegesetzes vom 12. Mai 1998
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 67) außer
Kraft.

Verordnung

zur Festsetzung der Regelsätze nach § 22 Absatz 1 des Bundessozialhilfegesetzes

Vom 25. Mai 1999

Auf Grund von § 22 Absatz 2 Satz 1 des Bundessozialhilfe-
gesetzes (BSHG) in der Fassung vom 23. März 1994 (Bundes-
gesetzblatt I Seiten 647, 2975), zuletzt geändert am 24. März
1999 (Bundesgesetzblatt I Seiten 388, 393), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 25. Mai 1999.
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